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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten  Uwe Barth, Cornelia Pieper,
 Patrick Meinhardt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der  FDP
 – Drucksache 16/6462 –

 Ablösung der Kapazitätsverordnung als Steuerungsinstrument im System
 der Hochschulbildung

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Mit  Urteilen  aus  den  Jahren  1972  und  1973  gab  das  Bundesverfassungsgericht
 den  Anstoß,  den  Hochschulzugang  auf  der  Grundlage  von  Kapazitätenverord-
 nungen  zu  regeln.  Ziel  war  es,  die  vorhandenen  Lehrkapazitäten  möglichst
 vollständig  auszuschöpfen  und  ein  Verfahren  zur  gleichmäßigen  Belastung  der
 Hochschulen  zu  entwickeln.  Dadurch  entstand  ein  zentrales  Planungs-  und  Ver-
 teilungsinstrument,  das  die  Entwicklung  der  deutschen  Hochschullandschaft
 maßgeblich beeinflusst hat.

 Nach  über  30  Jahren  und  der  Neuausrichtung  der  Zielsetzung  im  Wissenschafts-
 system,  insbesondere  in  Hinblick  auf  Hochschulautonomie  und  der  Förderung
 von  Exzellenz  in  Forschung  und  Lehre,  ist  es  Zeit  zu  fragen,  ob  das  Kriterium
 der  einheitlichen  „Lehrauslastung“  von  Fächern  den  heutigen  Ansprüchen  ge-
 recht  wird.  Die  Freiheit  der  Länder  und  Hochschulen,  miteinander  in  Wettbe-
 werb  zu  treten,  die  Studienplatzvergabe  zu  dezentralisieren,  Studienentgelte  zu
 erheben  und  damit  die  Lehrbedingungen,  z.  B.  durch  kleine  Tutorien  und  Semi-
 nare,  deutlich  zu  verbessern,  verdeutlicht,  wie  unzeitgemäß  die  Orientierung  an
 einer  maximalen  Kapazitätsausschöpfung  ist.  Ziel  der  Politik  ist  es  schließlich
 nicht,  homogene  Studiengänge  in  den  einzelnen  Disziplinen  zu  erzwingen,  son-
 dern  im  Wettbewerb  ein  heterogenes  Studiengangangebot  entstehen  zu  lassen,
 dass  die  unterschiedlichen  Bedürfnisse  der  Studierenden  berücksichtigt.  Ein  sol-
 ches  Studienangebot  ist  zwingende  Voraussetzung,  wenn  man  das  politische
 Ziel einer höheren Akademikerquote erreichen möchte.

 Die  Bundesministerin  für  Bildung  und  Forschung,  Dr.  Annette  Schavan,  hat  öf-
 fentlichkeitswirksam  erklärt  („Weg  mit  den  alten  Zöpfen“,  DIE  ZEIT,  23.  Au-
 gust  2007),  dass  die  Kapazitätsverordnung  abgeschafft  werden  müsse.  „Darum
 sollten  sich  die  Länder  kümmern“,  so  Dr.  Annette  Schavan  im  Interview.  Wie
 diese  Forderung  umgesetzt  werden  sollte,  gab  die  Bundesministerin  jedoch
 nicht  an.  Es  bleibt  allerdings  zu  klären,  inwiefern  der  verfassungsrechtliche
 Spielraum  für  eine  Neuordnung  von  Studienangebot  und  Hochschulzugang
 möglichst  ausgeschöpft  werden  kann  bzw.  ob  eine  veränderte  Bewertung  durch
 das  Bundesverfassungsgericht  herbeigeführt  werden  kann,  wie  dies  von
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  für  Bildung  und  Forschung
 vom  4.  Oktober  2007  übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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Niedersachsens  Wissenschaftsminister  Lutz  Stratmann  in  Aussicht  gestellt
 wurde  („Weniger  Studenten  pro  Professor“,  DER  TAGESSPIEGEL,  24.  Au-
 gust 2007) .

 1.  Inwiefern  hält  es  die  Bundesregierung  für  zeitgemäß,  an  einem  einheit-
 lichen  System  der  zentralen  Planung  und  Verteilung  auf  der  Basis  von
 Kapazitätsverordnungen festzuhalten?

 2.  Wie  lässt  sich  dieses  System  mit  den  Bestrebungen  des  Bundes  (z.  B.  über
 die  Exzellenzinitiative)  und  der  Länder  in  Einklang  bringen,  wonach  der
 Wettbewerb  zwischen  den  Hochschulen  gestärkt  und  die  Spitzen  im  Wis-
 senschaftssektor sichtbarer gemacht und weiter ausgebildet werden sollen?

 Bund  und  Länder  verfolgen  das  gemeinsame  Ziel,  die  Autonomie  der  Hoch-
 schulen  zu  stärken.  Diese  ist  eine  wesentliche  Grundlage  dafür,  dass  sich
 Exzellenz im Wettbewerb entwickeln kann.

 Viele  verschiedene  Maßnahmen  von  Bund  und  Ländern  –  so  auch  die  Exzellenz-
 initiative  –  knüpfen  in  unterschiedlichen  Bereichen  an  diesem  Grundgedanken
 an.  Mit  dem  Gesetzentwurf  zur  Aufhebung  des  Hochschulrahmengesetzes  ver-
 folgt die Bundesregierung diesen Weg konsequent weiter.

 Restriktionen  müssen  aber  auch  im  Bereich  des  Kapazitätsrechts  fallen.  Ein
 enges  System,  das  den  Hochschulen  keine  Freiheiten  gibt,  den  Studierenden  ein
 verbessertes  Betreuungsangebot  zu  bieten,  ist  nicht  zeitgemäß.  Die  Hochschu-
 len  müssen  auch  hier  die  Möglichkeit  erhalten,  ein  eigenes  Profil  zu  ent-
 wickeln.  Eine  solche  Reform  des  Kapazitätsrechts  durch  die  Länder  würde  sich
 daher in die oben genannte Zielsetzung einpassen.

 3.  Inwiefern  werden  Maßnahmen  der  Hochschulen  zur  Verbesserung  der
 Lehre,  z.  B.  durch  das  Angebot  kleiner  Tutorien  und  Seminare,  durch  Kapa-
 zitätsverordnungen konterkariert?

 Die  Kapazitätsverordnungen  beruhen  auf  einer  staatsvertraglichen  Vereinba-
 rung  der  Länder,  die  eine  im  Wesentlichen  in  den  siebziger  Jahren  entstandene
 Rechtsprechung  des  Bundesverfassungsgerichts  umsetzt.  Im  ersten  und  weiter-
 hin  maßgeblichen  NC-Urteil  des  Bundesverfassungsgerichts  vom  18.  Juli  1972
 (1  BvL  32/70,  1  BvL  25/71)  zu  Zulassungsbeschränkungen  in  einzelnen  Stu-
 diengängen  hat  das  Gericht  u.  a.  eine  erschöpfende  Nutzung  der  vorhandenen
 Ausbildungskapazitäten  je  Hochschule  und  eine  vergleichbare  Auslastung  der
 verschiedenen  Hochschulen  gefordert.  Für  eine  Einschränkung  des  Grundrech-
 tes  auf  Zulassung  zum  Hochschulstudium  (abgeleitet  aus  Artikel  12  Abs.  1  GG
 in  Verbindung  mit  dem  allgemeinen  Gleichheitssatz  und  dem  Sozialstaatsprin-
 zip) wurde ein Gesetz als erforderlich eingestuft.

 Diesen  Vorgaben  haben  die  Länder  u.  a.  durch  die  Festlegung  von  gleichen
 Grundsätzen  bei  der  Ermittlung  der  vorhandenen  Studienplatzkapazität  ent-
 sprochen.  Eine  Erhöhung  der  Lehrkapazität  bedingt  daher  regelmäßig  eine
 Erhöhung der Aufnahmekapazität.

 Bisher  galten  für  die  bundesweit  zulassungsbeschränkten  Studiengänge  und  die
 nicht  bundesweit  zulassungsbeschränkten  Studiengänge,  in  denen  Zulassungs-
 zahlen  festgesetzt  wurden,  die  gleichen  in  §  7  Staatsvertrag  über  die  Vergabe
 von  Studienplätzen  geregelten  Grundsätze.  Im  neuen  Staatsvertrag  über  die
 Vergabe  von  Studienplätzen  vom  22.  Juni  2006  haben  die  Bundesländer  als
 ersten  wichtigen  Schritt  die  Geltung  dieser  Grundsätze  für  die  nicht  in  das  Ver-
 fahren der Zentralstelle einbezogenen Studiengänge aufgehoben.
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Der  Staatsvertrag  ist  noch  nicht  in  Kraft  getreten.  Die  Folgen  dieser  Entwick-
 lung können daher noch nicht bewertet werden.

 4.  Kann  ausgeschlossen  werden,  dass  die  Einnahmen  aus  Studienentgelten
 im  Rahmen  des  bestehenden  Kapazitätsrechts  dazu  führen,  dass  die  Hoch-
 schulen ihre Aufnahmekapazitäten ausweiten müssen?

 Die  Frage  einer  Ausweitung  der  Aufnahmekapazität  stellt  sich  stets  bei  der
 Erhöhung  der  Lehrkapazität  und  unabhängig  von  der  Finanzierungsquelle.  Ob
 und  inwieweit  der  Einsatz  von  Studienbeiträgen  tatsächlich  zur  Erhöhung  der
 Aufnahmekapazität  führt,  kann  pauschal  nicht  beantwort  werden.  Die  Vorgaben
 der jeweiligen geltenden Kapazitätsverordnung sind auch hier zu beachten.

 5.  In  welchem  Maße  werden  Hochschulen  per  Kapazitätsverordnung  dazu
 genötigt,  Studierende  aufzunehmen,  auch  wenn  diese  aus  Sicht  der  Hoch-
 schulen  die  zur  Erlangung  des  Abschlusses  notwendigen  Voraussetzungen
 nicht vorweisen können?

 6.  Wie  wirken  sich  ggf.  von  Hochschulen  durchgeführte  Aufnahmeprüfun-
 gen diesbezüglich aus?

 Die  Kapazitätsverordnungen  der  Länder  legen  fest,  wie  viele  Studienplätze  in
 den  zulassungsbeschränkten  Studiengängen  zur  Verfügung  stehen.  Sie  regeln  in
 keiner  Weise  Fragen,  die  mit  der  Studierfähigkeit  der  Studienbewerber  und
 dem  Erwerb  der  Hochschulzugangsberechtigung  in  Zusammenhang  stehen.
 Aufnahmeprüfungen  der  Hochschulen,  wie  sie  beispielsweise  in  den  Bereichen
 Kunst  und  Sport  sowie  bei  der  Feststellung  der  sprachlichen  Voraussetzungen
 für  ein  Studium  seit  jeher  üblich  sind,  dienen  der  ergänzenden  Feststellung  der
 Studierfähigkeit für den angestrebten Studiengang.

 7.  Inwiefern  eröffnen  die  Kapazitätsverordnungen  abgewiesenen  Studien-
 bewerbern  immer  wieder  die  Möglichkeit,  sich  erfolgreich  an  Hochschu-
 len „einzuklagen“?

 8.  Inwiefern  erschwert  dies  den  Hochschulen  eine  systematische  Planung
 und Entwicklung der Fachbereiche?

 Ablehnende  Zulassungsentscheidungen  des  Staates  oder  der  öffentlichen  Hoch-
 schulen  können  stets  gerichtlich  überprüft  werden.  Diese  Möglichkeit  eröffnen
 nicht die Kapazitätsverordnungen, da sie stets nur mittelbar überprüft werden.

 9.  Über  welche  Möglichkeiten  verfügen  die  Bundesländer,  ihren  Hochschu-
 len  das  Recht  einräumen  zu  können,  nur  geeignete  Bewerberinnen  und
 Bewerber aufnehmen zu müssen?

 10.  Welche  Bundesländer  bzw.  Hochschulen  machen  von  diesen  Möglichkei-
 ten Gebrauch?

 Die  Beurteilung  der  Studierfähigkeit  der  Studienbewerber  ist  eine  Frage  des
 Hochschulzugangs  und  im  Recht  der  Länder  geregelt.  Diese  Regelungen  sind
 unterschiedlich  ausgestaltet.  Eine  Gesamtauswertung  liegt  der  Bundesregie-
 rung  nicht  vor.  Die  Zuständigkeit  liegt  seit  der  Föderalismusreform  allein  bei
 den Ländern.
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11.  Inwiefern  lassen  sich  die  Kapazitätsverordnungen  mit  den  Bologna-
 Beschlüssen,  insbesondere  mit  Blick  auf  die  Regelungen  hinsichtlich  der
 Begrenzung des Zugangs zu Masterstudiengängen, in Einklang bringen?

 Im  Rahmen  des  so  genannten  Bologna-Prozesses  wurden  keine  Beschlüsse  ge-
 fasst,  die  einen  Mitgliedstaat  zur  Bereitstellung  einer  bestimmten  Zahl  von  Stu-
 dienplätzen  verpflichten.  Die  Qualitätsanforderungen  des  Bologna-Prozesses
 hingegen  erfüllt  die  Bundesrepublik  Deutschland  ausweislich  des  so  genannten
 Stocktaking-Berichts  der  Londoner  Konferenz  vom  17./18.  Mai  2007.  Gleich-
 wohl  unterstützt  die  Bologna-Erklärung  von  London  mit  ihren  Forderungen
 nach  einer  besseren  Finanzierung,  einer  höheren  Wettbewerbsfähigkeit  und
 mehr  Autonomie  für  die  Hochschulen  den  Kurs  der  Bundesregierung,  den  sie
 zum  Beispiel  mit  der  Exzellenzinitiative,  dem  Hochschulpakt  und  der  Abschaf-
 fung des Hochschulrahmengesetzes eingeschlagen hat.

 12.  Welche  Bestrebungen  finden  sich  seitens  der  Länder,  das  Kapazitätsrecht
 zu novellieren oder abzuschaffen?

 13.  Welche Vorstöße seitens der Länder hat es diesbezüglich gegeben?

 Es  wird  auf  den  Bericht  der  Kultusministerkonferenz  vom  17.  November  2005
 zur  Weiterentwicklung  des  Kapazitätsrechts  sowie  den  Bericht  der  Arbeits-
 gruppe  „Weiterentwicklung  des  Kapazitätsrechts“  vom  13.  Februar  2007  ver-
 wiesen (siehe Anlage).

 14.  Wie werden diese Vorstöße seitens der Bundesregierung bewertet?

 Die  Bundesregierung  begrüßt  es,  dass  die  Bundesländer  dieses  wichtige  Thema
 aufgegriffen haben und vorantreiben.

 15.  Wie  beurteilt  die  Bundesregierung  den  Vorstoß  des  Niedersächsischen
 Wissenschaftsministers  Lutz  Stratmann,  das  Bundesverfassungsgericht
 die  Kapazitätenfrage  aufgrund  der  veränderten  Bedingungen  neu  klären
 zu lassen (DER TAGESSPIEGEL, 24. August 2007)?

 16.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  die  Erfolgsaussichten  einer  neuer-
 lichen Prüfung durch das Bundesverfassungsgericht?

 Ob  und  mit  welchen  Erfolgsaussichten  das  Kapazitätsrecht  erneut  zum  Gegen-
 stand  eines  Verfahrens  vor  dem  Bundesverfassungsgericht  wird,  kann  von  der
 Bundesregierung  nicht  beurteilt  werden.  Möglicher  Anknüpfungspunkt  eines
 solchen  Verfahrens  wäre  eine  Neuregelung  des  Kapazitätsrechts.  Diese  steht
 noch aus.
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Anlage 1
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Anlage 2
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